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19. Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses des SGSA am 07.09.2000





Sehr geehrte Damen und Herren,





zur 19. Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt am





Donnerstag, dem 07. September 2000, 10.00 Uhr, in der Landesgeschäftsstelle,


Sternstr. 3 (großer Besprechungsraum, Zi. 202),


Magdeburg,





laden wir Sie auch im Namen der Vorsitzenden des Ausschusses herzlich ein.





Wir bitten Sie, die Landesgeschäftsstelle und ihre Vertreterin/ihren Vertreter zu benachrichtigen, wenn Sie nicht teilnehmen können.





Folgende Tagesordnung ist vorgesehen:





Genehmigung der Niederschrift über die 18. Sitzung am 08.03.00


Haushalt des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt 2001


Kommunalfinanzen 2001


Entwurf eines Haushaltbegleitgesetzes 2001


Kennzahlen und deren Aussagewerte


Steuersenkungsgesetz


Geldanlagen von Kommunen bei anderen Kommunen


Mitteilungen, Anfragen und Anregungen





Das Präsidium des Städte- und Gemeindebundes wird in seiner Sitzung am 11.09.00 den Verbandshaushalt des SGSA für 2001 beraten. Abschließend wird die Kreisvorstandskonferenz über den Verbandshaushalt beschließen. Der Haushalts- und Finanzausschuss wird gebeten, eine Empfehlung auszusprechen. Der Vorbericht zu TOP 2 wird Ihnen rechtzeitig vor der Sitzung übersandt. Das Ministerium der Finanzen des Landes Sachsen-Anhalt (MF LSA) hat die Landesgeschäftsstelle mit einer Vorabunterrichtung über die wesentlichen Beschlüsse über den Haushaltsplanentwurf für das Jahr 2001 informiert. Die Verbundmasse bei der Quote für die Sonderbedarfsergänzungszuweisungen des Bundes soll um 3 Prozentpunkte von 37 auf 34 gesenkt werden. Daraus ergibt sich eine Absenkung um ca. 66 Mio. DM. Dies ist nach Auffassung der Landesregierung im Hinblick insbesondere auf die unterschiedlichen Einnahmeerwartungen für das nächste Jahr beim Land einerseits und bei den Kommunen andererseits gerechtfertigt. Ferner ist geplant, § 14 Abs. 3 FAG LSA zu ändern. Es soll die Möglichkeit eröffnet werden, von der IfG-Pauschale in Höhe von 451,5 Mio. DM durch den Haushaltsplan Teile obersten Landesbehörden zur Bewirtschaftung zu übertragen. Dies soll in der Weise umgesetzt werden, dass 47 Mio. DM zur Finanzierung der Sanierungs- und Teilentschuldungshilfen für Abwasserzweckverbände zur Verfügung gestellt werden. Dem liege die Tatsache zugrunde, dass in den vergangenen Jahren regelmäßig die Ausfinanzierung der Pauschale durch die Kommunen im mehrstelligen Millionenbereich nicht gelungen sei. Die Zweckbindung zugunsten der Sanierung von Abwasserverbänden stelle andererseits sicher, dass die Pauschale vollständig kommunalen Zwecken zu Gute kommt. Die dritte gesetzliche Änderung betrifft die Umsetzung der Änderung des Unterhaltsvorschussgesetzes durch den Bund. Hier soll die Drittelbeteiligung der Kommunen gesetzlich geregelt werden. Als Anlage erhalten Sie zu TOP 3 a) den Entwurf des Haushaltsbegleitgesetzes 2001 der Landesregierung.





Das Thema ”Kennzahlen und deren Aussagewerte” wurde bereits unter TOP 4 a) der Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses am 08.03.00 behandelt. In der letzten Sitzung war vereinbart worden, das Thema in der nächsten Sitzung fortzuführen und insbesondere waren die Ausschussmitglieder gebeten worden, sich über Kennzahlen Gedanken zu machen und der Landesgeschäftsstelle Kennzahlen aus ihrem Bereich zur Verfügung zu stellen. Die Stadt Dessau hat der Landesgeschäftsstelle den Haushaltsplan 2000 übersandt, dessen Vorbericht enthält mehrer Kennzahlen in Text und Grafikform. Insbesondere werden Vergleichszahlen zu Vorjahren dargestellt. Weitere konkrete Beispiele für Kennzahlen sind nicht eingegangen. Die Landeshauptstadt Magdeburg hat mehrere Aufsätze zum Thema übersandt. 





Der Bundesrat hat am 14.07.00 auf der Basis der Beschlussfassung des Vermittlungsausschusses dem Steuersenkungsgesetz zugestimmt. Die wesentlichen Inhalte können Sie dem beigefügten Vorabdruck eines KNSA-Beitrages entnehmen, den wir als Anlage zur Vorbereitung auf TOP 4 übersenden.





Als weitere Anlage übersenden wir zu TOP 5 ein Schreiben des DStGB mit der Bitte, in der Sitzung mitzuteilen, ob sich die Vermutung, dass Geldanlagen von Kommunen bei anderen Kommunen auch außerhalb der ”Finanzaffäre Koch” – über die wir in KNSA Nr. 198/2000 vom 25.04.2000 berichtet haben – gängig sind, in der kommunalen Praxis bestätigt.





Mit freundlichen Grüßen











gez. Dr. Kregel


Landesgeschäftsführer





Anlagen
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